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DIE NOVELLIERUNG DES BAUGESETZES KANN DIE REGELN DES BAUWESENS WESENTLICH
ÄNDERN

Die bevorstehende Novellierung des Baugesetzes
ist eine der wichtigsten Gesetzesänderungen, die
in diesem Jahr anstehen. Es handelt sich nicht nur
um eine Teilnovellierung, sondern die Novelle
beabsichtigt, das Baurecht umfassend zu ändern.
Derzeit befindet sich die Novellierung in der
Abgeordnetenkammer, ist also noch nicht endgül-
tig verabschiedet, aber wegen der umfangreichen
Änderungen ist es wichtig, die Novellierung
bereits jetzt zu verfolgen. Außerdem wird
erwartet, dass die Novellierung bereits am
01.07.2026 in Kraft treten wird. Wenn die
Novellierung verabschiedet wird, werden die
Neuerungen relativ schnell eintreten.

Behörde für territoriale Entwicklung

Eine der wichtigsten Änderungen wird die neue
Struktur der Bauverwaltung sein. Der
Gesetzesentwurf sieht die Einrichtung einer
Behörde für territoriale Entwicklung, regionaler
Ämter für territoriale Entwicklung und ihrer
territorialen Büros vor. Diese neuen Staats-
behörden sollen die derzeit auf die verschiedenen

Baubehörden zersplitterte Agenda übernehmen
und gleichzeitig die Entscheidungspraxis
methodisch vereinheitlichen. Für Investoren,
Bauprojektentwickler und Gemeinden könnte
diese Änderung eine größere Vorhersehbarkeit
bei der Entscheidungsfindung bringen.

Der Entwurf selbst sieht vor, dass die
bestehenden regionalen und kommunalen
Baubehörden 6 Monate nach Inkrafttreten der
Novellierung, d.h. voraussichtlich Anfang 2027,
aufhören zu existieren.

Große Wohnbauprojekte

Mit der Novellierung wird auch das Konzept der
Gebäude für den Massenwohnungsbau
eingeführt, d.h. Gebäude mit überwiegender
Wohnfunktion und einer Gesamtnutzfläche von
mehr als 10.000 qm (d.h. etwa 100 oder mehr
Wohnungen). Ziel ist es, den Wohnungsbau zu
beschleunigen. Diese Projekte werden als
vorbehaltene Bauten eingestuft und in einer
einzigen Phase von der Behörde für territoriale
Entwicklung beschlossen. Größere Wohnbau-

projekte könnten so ein separates, zentralisiertes
und potenziell schnelleres Genehmigungs-
verfahren erhalten. Gleichzeitig geht der
Gesetzesentwurf davon aus, dass der Bau
öffentlicher Infrastrukturen und vorbehaltener
Bauten, einschließlich solcher für den Massen-
wohnungsbau, im öffentlichen Interesse liegt, was
Auswirkungen auf mögliche Grundstücksent-
eignungen haben kann.

Anpassung der Rolle der Gemeinden und lokalen
Behörden

Die Gesetzesnovellierung stärkt auch die Rolle der
Selbstverwaltungskörperschaften bei der Wah-
rung des öffentlichen Interesses an der
Entwicklung des Territoriums, indem sie die
Bedeutung von Bauplanungsvereinbarungen
zwischen Gemeinden und Bauherren erweitert.
Sie sollen es ermöglichen, die Bedingungen der
Zusammenarbeit, wie Beiträge zur Infrastruktur
oder andere projektbezogene Leistungen, ge-
nauer festzulegen. Interessanterweise sieht der
Gesetzesentwurf für den Fall, dass die Planungs-
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vereinbarung eine Voraussetzung für die
Genehmigung des Bauvorhabens ist und die
Gemeinde diese nicht innerhalb einer
angemessenen Frist abschließt, obwohl die
Vereinbarung die rechtlichen Voraussetzungen
erfüllt, die Möglichkeit vor, dass das Gericht die
fehlende Zustimmung ersetzt.

Die Novellierung führt auch die Möglichkeit ein,
dass eine Gemeinde den Eigentümer durch eine
allgemeinverbindliche Bekanntmachung zur
Zahlung einer Vergütung für die Wertsteigerung
eines Grundstücks verpflichtet, wenn die Wert-
steigerung des Grundstücks durch eine Änderung
des Raumordnungsplans mit Zustimmung des
Eigentümers oder auf dessen Antrag erfolgt. Dies
wird typischerweise dann der Fall sein, wenn das
Grundstück neu bebaubar wird oder seine
Bebaubarkeit wesentlich erhöht wird.

Vorabauskunft

Darüber hinaus werden die Informationen, die im
Rahmen der so genannten Vorabauskunft
bereitgestellt werden, erweitert. Die Behörde

sollte sie nun innerhalb von 30 Tagen und in
Bezug auf ein breiteres Spektrum von Fragen
erteilen, von der Zulässigkeit eines Bauvorhabens
bis hin zu den Dokumentationsanforderungen und
anderen Bedingungen, die für die weitere
Vorbereitung des Bauvorhabens relevant sind.
Gleichzeitig wird die Behörde nur dann von der
auf diese Weise erteilten Vorabauskunft
abweichen können, wenn sich die
Rechtsvorschriften oder der Sachverhalt ändern
oder neue Tatsachen zutage treten.

Teilweise Änderungen

Die Regelung für die Führung von Bauunterlagen
soll für einfache Gebäude weiter vereinfacht
werden, und in dem Erwägungsbericht wird
ausdrücklich auf die Vereinfachung der Regeln
auch für einfache Wohngebäude hingewiesen.
Der Gesetzesentwurf erweitert auch die
Möglichkeiten zur vorzeitigen Nutzung und zum
Probebetrieb.

Wesentlich für die Praxis ist auch die
vorgeschlagene Zustimmungsfiktion der Eigen-

tümer von öffentlichen Verkehrsmitteln und
technischer Infrastruktur. Erteilen diese
Eigentümer ihre Zustimmung nicht innerhalb der
Frist, gilt ihre Zustimmung als vorbehaltlos. In der
Praxis könnte dies eine sehr bedeutsame
Änderung sein, insbesondere für Projekte, bei
denen es derzeit zu Verzögerungen kommt, weil
auf die Stellungnahmen der Netzbetreiber
gewartet wird.

Die Gesetzesnovellierung sollte auch den
Spielraum für allgemeine und unspezifische
Einwände einschränken. Der Entwurf sieht
ausdrücklich vor, dass Einwände, denen kein
Gesetzesverstoß zugrunde liegen, nicht
gerechtfertigt sind, und führt eine Vermutung der
Zulässigkeit für Projekte im bebaubaren Gebiet
ein, sofern sie den Raumordnungsunterlagen und
den Bauvorschriften entsprechen.

Weiteres Verfahren

Ziel des Gesetzesentwurfs ist eine grundlegende
konzeptionelle Änderung des neuen Baugesetzes,
die die problematischen Aspekte der derzeitigen
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Regelung dieses Gesetzes korrigiert, indem sie die
Genehmigung von Bauwerken und anderen nach
dem Baugesetz genehmigungspflichtigen
Vorhaben in einem integrierten Verfahren regelt,
das im Prinzip von einer einzigen Behörde
durchgeführt wird und in einer einzigen
Genehmigung mit einer integrierten verwaltungs-
rechtlichen und gerichtlichen Überprüfung und
mit möglichst wenigen separaten Nebenakten
endet. Ob das Hauptziel der Beschleunigung und
Vereinfachung der Baugenehmigungen tatsächlich
erreicht wird, hängt nun in erster Linie von der
endgültigen Ausgestaltung der Novellierung ab
und davon, ob sie letztlich verabschiedet wird.
Wir werden das Gesetzgebungsverfahren
weiterhin verfolgen und Sie auf dem Laufenden
halten, falls die Gesetzesnovellierung
verabschiedet wird.
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Die Europäische Union hat das Nachhaltig-
keitspaket Omnibus I verabschiedet, das den
Umfang der ESG-Berichtspflichten seit dem 18.
März 2026 grundlegend ändert: Die CSRD-
Berichtspflicht (Corporate Sustainability Reporting
Directive) gilt nur noch für Unternehmen mit
mehr als 1.000 Mitarbeitern und einem Umsatz
von mehr als 450 Millionen Euro, während die
CSDDD (Corporate Sustainability Due Diligence

Directive) Sorgfaltspflichten nur noch für die
größten Unternehmen mit mehr als 5.000
Mitarbeitern und einem Umsatz von mehr als 1,5
Milliarden Euro gelten und erst im Juli 2029 in
Kraft treten. In der Tschechischen Republik
bedeutet dies einen drastischen Rückgang - von
den ursprünglich erwarteten 1.500 betroffenen
Unternehmen auf nur noch 200 bis 250, und auf
europäischer Ebene von 50.000 auf 10.000

Unternehmen. Nichtsdestotrotz sollten Unter-
nehmen, die nun nicht mehr unter die
Verpflichtung fallen, ESG-Themen nicht gänzlich
auf die lange Bank schieben: Banken, Investoren
und große Geschäftspartner können weiterhin
ESG-Daten von ihren Lieferanten und Kunden
verlangen.
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MUSS IHR UNTERNEHMEN NOCH NACH DER CSRD BERICHTEN? OMNIBUS I ÄNDERT DIE
REGELN

NEUE REGELN FÜR KONZERNPRÜFUNGEN: MEHR KOMPLEXITÄT ZU ERWARTEN
Die diesjährigen Prüfungen von Holdings und
Konzernen werden nach dem überarbeiteten
International Standard on Auditing ISA 600
durchgeführt, was den Arbeits- und Zeitaufwand
für alle Beteiligten erheblich erhöht. Der leitende
Prüfer der Gruppe trägt die volle Verantwortung
für die Qualität in der gesamten Holding-
gesellschaft, was bedeutet, dass er die Arbeit der
Prüfer in den Tochtergesellschaften viel
detaillierter leiten und kontrollieren muss. Diese

wiederum sind strengeren Anweisungen
unterworfen, müssen sich auf bestimmte Risiken
konzentrieren und ihre gesamte Dokumentation
für die Due Diligence zur Verfügung stellen. Diese
intensive, wechselseitige Kommunikation
zwischen "Haupt-" und "lokalen" Prüfern bringt
einen hohen Verwaltungsaufwand mit sich und
erfordert eine gute Planung, um sicherzustellen,
dass alle vorgeschriebenen Berichte und
Kontrollen im gesamten Konzern rechtzeitig

nachgeholt werden. Letztlich kann dies auch
einen erhöhten Zeitaufwand für die geprüfte
lokale Stelle bedeuten.
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RECHTSPRECHUNG: VERHANDELTES ERLÖSCHEN EINES RECHTS NACH FRUCHTLOSEM 
ABLAUF DER FRIST FÜR DIE AUSÜBUNG DES RECHTS

In seinem Urteil vom 11.11.2025 (Az. Nr. 4 Cmo
161/2025) befasste sich das Obergericht Prag mit
einer Frage, die sich grundlegend auf die
vertraglichen Regelungen zur Durchsetzung von
Ansprüchen aus Werkverträgen auswirkt: ob es
möglich ist, eine Ausschlussfrist, d. h. eine Frist,
nach deren fruchtlosem Ablauf ein Recht erlischt,
wirksam auszuhandeln. Im vorliegenden Fall
handelte es sich um eine 28-tägige Frist für die
Anmeldung eines Anspruchs gemäß Unterartikel
20.1 der FIDIC-Vertragsbedingungen. Das
Berufungsgericht kam zu dem Schluss, dass die
Vertragsparteien von § 654 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs abweichen können und dass die
Vereinbarung einer Frist für das Erlöschen eines
Rechts gültig sein kann.

Was ist die Ausschlussfrist und warum ist sie 
wichtig?

Die Ausschlussfrist ist ein Institut mit einer sehr
harten Konsequenz: Wenn der Berechtigte ein
Recht nicht innerhalb der hierfür vorgesehenen
Frist ausübt, "verfällt" das Recht - es erlischt. In §

654 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist
festgelegt, dass ein nicht ausgeübtes Recht nur in
den gesetzlich ausdrücklich vorgesehenen Fällen
erlischt. In der Rechtsprechung war jedoch lange
Zeit nicht geklärt, ob diese Vorschrift bedeutet,
dass die Ausschlussfrist nur gesetzlich festgelegt
werden kann (d. h. dass die vertraglich
vereinbarte Ausschlussfrist ausgeschlossen ist)
oder ob die Bestimmung dispositiv (abdingbar) ist
und es den Parteien erlaubt, das Erlöschen des
Rechts wegen Nichtausübung zu vereinbaren.

Diese Unsicherheit war umso ausgeprägter, als die
frühere Rechtsprechung zu den früheren
Rechtsvorschriften den zwingenden Charakter
einer ähnlichen Bestimmung und die absolute
Nichtigkeit einer vertraglichen Bestimmung über
das Erlöschen eines Rechts wegen nicht
fristgerechter Ausübung implizierte. Obwohl der
Wortlaut von § 654 Abs. 1 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs dem der Rechtsregelung vor 2014
sehr ähnlich ist, beruht das neue Gesetzbuch auf
anderen Grundsätzen, insbesondere auf einer

stärkeren Betonung der Vertragsautonomie und
der zweckgerichteten Auslegung.

Streitfall: 28 Tage für die Benennung/Ausübung 
eines Rechtsanspruchs (Claim)

Die Entscheidung erging im Rahmen eines
Werkvertrags, dessen Inhalt zum Teil durch
Verweis auf die FIDIC-Vertragsbedingungen
bestimmt wurde. Diese regeln u. a. das Verfahren
zur Geltendmachung von Rechtsansprüchen des
Auftragnehmers - in der Regel Ansprüche auf
Verlängerung der Fertigstellungsfrist oder auf
Erhöhung des Werklohns. In Ziffer 20.1 heißt es,
dass der Auftragnehmer dem Verwalter eines
Bauwerks den Anspruch (Claim) "so bald wie es
praktisch möglich ist" und gleichzeitig innerhalb
von spätestens 28 Tagen nach dem Zeitpunkt, zu
dem er von der betreffenden Tatsache oder dem
betreffenden Umstand Kenntnis erlangt hat oder
hätte erlangen müssen, mitteilen muss.

Im vorliegenden Fall machte der Auftragnehmer
den Anspruch (Claim) auf eine zusätzliche Vergü-
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tung für eine Gesetzesänderung während der
Notstandsperiode der COVID-19-Pandemiemit
einem Brief geltend. Der Auftraggeber akzeptierte
nur einen Teil der Forderung mit der Begründung,
dass die Kosten nach Ziff. 20.1 nur für den
Zeitraum von 28 Tagen vor Bekanntgabe des
Claim-Ereignisses zugesprochen werden können.

Zwei Gerichte, zwei Ansätze

Das Gericht erster Instanz gab dem
Auftragnehmer Recht und hielt die Vereinbarung
für absolut nichtig. Es stützte sich dabei insbeson-
dere auf eine grammatikalische Auslegung von §
654 Abs. 1 und auf die frühere Rechtsprechung
zum früheren Recht. Das Gericht argumentierte
auch in Analogie zur Verjährung: Wenn das Gesetz
die Möglichkeit der Verkürzung der
Verjährungsfrist einschränkt, sollte es nach
Ansicht des Gerichts nicht zulässig sein, eine kurze
Frist zu vereinbaren, die zum Erlöschen des Rechts
führt.

Im Gegenteil, das Berufungsgericht hob das Urteil
auf und wies die Klage ab. Die wichtigste

Schlussfolgerung war, dass der Wortlaut von § 654
Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs es den
Parteien nicht generell verwehrt, die zeitliche
Wirkung von Rechten und Pflichten vertraglich zu
regeln, einschließlich der Aushandlung einer
Ausschlussfrist. Gleichzeitig befand das Gericht
nicht, dass die Regelung dem Sinn und Zweck der
Rechtsnorm oder den guten Sitten widerspricht,
wobei es auch berücksichtigte, dass das Gesetz in
§ 2622 Abs. 2 einen materiell ähnlichen
Mechanismus für das Erlöschen des Anspruchs
des Auftragnehmers vorsieht (eine unverzügliche
Mitteilung der Notwendigkeit einer Über-
schreitung des Budgets) - Unterabschnitt 20.1
modifiziere nach Ansicht des Gerichts dieses
Konzept im Wesentlichen "nur", indem es die Frist
auf 28 Tage festlegt.

Was bedeutet die Entscheidung für die Vertrags-
praxis?

Das Urteil ist vor allem deshalb von Bedeutung,
weil es die Auslegung bekräftigt, dass die
vertragliche Vereinbarung eines vertraglichen

Ausschlusses eines subjektiven Rechts
grundsätzlich möglich ist, auch wenn sie stets
einer materiellrechtlichen Überprüfung unter-
zogen werden kann (z. B. unter dem
Gesichtspunkt der guten Sitten oder der
öffentlichen Ordnung). Die Anwendung dieser
Auslegung ist dann natürlich nicht auf Verträge
beschränkt, die mit FIDIC arbeiten, sondern wird
bei der Auslegung von Vertragsunterlagen im
Allgemeinen greifen.

Aus praktischer Sicht muss daher auf die
Festlegung von Ausschlussfristen in Verträgen
geachtet werden. Wird ein Recht nicht innerhalb
der vertraglich vorgesehenen Frist und in der
vertraglich vorgesehenen Weise ausgeübt, kann
dies zum Erlöschen des Rechts führen.
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RECHTSPRECHUNG: DIE BEZIEHUNG ZWISCHEN EINER PRIVATSCHULE UND EINEM 
STUDENTEN IST DIE EINES UNTERNEHMENS UND EINES VERBRAUCHERS

In seiner Entscheidung vom 10.02.2026, Gz. 31
Cdo 1737/2025-299, folgte der Oberste
Gerichtshof dem Urteil des Verfassungsgerichts
vom 30.04.2025, Gz. III ÚS 232/25. Damals
definierte das Verfassungsgericht auf neue und
eindeutige Weise, dass ein Vertrag zwischen
einem Studenten und einer privaten Hochschule
ein Verbrauchervertrag ist.

Der Kern des nun zu beurteilenden Rechtsstreits
bestand darin, dass die Privatschule (die Klägerin)
von der Studentin (der Beklagten) die Zahlung von
Studiengebühren, Abgaben und einer hohen
Vertragsstrafe in Höhe von insgesamt über 84.000
CZK verlangte, und zwar auf Grund einer
Vereinbarung über die automatische Einschrei-
bung in ihr Studium nach ihrer Unterbrechung.
Nach der erstinstanzlichen Entscheidung zu
Gunsten der Studentin legte die Privatschule
Berufung ein. Das Berufungsgericht bestätigte die
Auffassung des erstinstanzlichen Gerichts.

Der Oberste Gerichtshof änderte im Lichte der
Stellungnahme des Verfassungsgerichts und der
Rechtsprechung des EuGH seine langjährige

Entscheidungspraxis und entschied zu Gunsten
der beklagten Studentin; die Beziehung zwischen
einer Privatschule und einem Studenten sei die
eines Unternehmens und eines Verbrauchers. Es
hob daher die Entscheidung des Berufungs-
gerichts auf und verwies die Rechtssache zur
anderweitigen Verhandlung an dieses zurück,
allerdings mit einer verbindlichen Rechtsauffas-
sung und unter Bezugnahme auf die vorgenannte
Entscheidung des Verfassungsgerichts.
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DIE NEUE GESTALTUNG DES EET-SYSTEMS (ELEKTRONISCHE ERFASSUNG VON
UMSATZERLÖSEN) UND DIE RÜCKGABE VON STEUERGUTSCHRIFTEN 

Das Finanzministerium hat das Legislativpaket
"EET 2.0" vorgestellt, das ab Januar 2027 die
Umsatzregistrierung wieder einführen wird.
Erfasst werden sollen alle sogenannten Kontakt-
zahlungen, d.h. Zahlungen, die durch persönlichen
Kontakt (bar und unbar) erfolgen. Eine
Kontaktzahlung ist eine Zahlung, die im Rahmen
eines persönlichen Kontakts mit dem
Steuerpflichtigen oder in seinen Räumlichkeiten
bei der Bestellung oder dem Erhalt von Waren
oder Dienstleistungen erfolgt. Das neue EET 2.0-
Paket soll ein Mindestmaß an zu übermittelnden
Daten und eine stärkere Einbeziehung unbarer
Zahlungen umfassen; die Ausstellung einer
Quittung an den Kunden wird keine Pflicht sein.
Kleinunternehmer werden die Möglichkeit haben,
die kostenlose Webanwendung der Steuerver-
waltung zu nutzen.

Alkoholfreie Getränke werden in den ermäßigten
Mehrwertsteuersatz von 12 % einbezogen.

Unternehmer in der ersten Pauschalsteuerklasse
mit einem Einkommen von bis zu 1 Mio. CZK
können die neue Regelung "EET OFF" nutzen.

Damit können sie die Registrierung nach
Anmeldung bei den Steuerbehörden vermeiden
und erhalten im Gegenzug eine um 1.400 CZK
höhere monatliche Pauschalsteuer.

Außerdem wird vorgeschlagen, das Einkommen
eines Arbeitnehmers in Form von Trinkgeldern in
Betrieben, in denen Verpflegungsdienstleistungen
zum Verzehr an Ort und Stelle erbracht werden,
bis zu einer Höhe von 7 % des monatlichen
Umsatzes des Betriebs von der Einkommensteuer
und den Versicherungsprämien zu befreien.

Die Gesetzesnovellierung führt auch eine Reihe
von steuerlichen Änderungen und Erleichte-
rungen für Familien und Arbeitnehmer ein. Der
Studentenrabatt (4.020 CZK pro Jahr) soll in das
tschechische Steuersystem zurückkehren, ebenso
wie der Rabatt für die Unterbringung eines Kindes
in einer Vorschule (jährlich in Höhe des
Mindestlohns), begleitet von einer neuen
Meldepflicht für Vorschulen.

Es wird vorgeschlagen, die Obergrenzen für
Sachleistungen in der Freizeit abzuschaffen (mit

Ausnahme von Erholungsmaßnahmen, die bis zu
20.000 CZK pro Jahr steuerfrei sind). Die
Obergrenze (bis zur Höhe des Durchschnittslohns
pro Jahr) für die Steuerbefreiung des Erwerbs von
Waren oder Dienstleistungen medizinischer,
therapeutischer, hygienischer oder ähnlicher Art
von Einrichtungen des Gesundheitswesens oder
des Erwerbs von Medizinprodukten auf Rezept
soll beibehalten werden. Die nicht in Geldform
geleisteten Arbeitgeberbeiträge zu Gunsten der
Arbeitnehmer zu sozialen Diensten wie
persönlichen Hilfs- oder Pflegediensten werden
nun von der Steuer befreit.
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In der letzten Folge unseres Newsletters zum
Thema "Bestimmung der Kostenbasis" haben wir
erörtert, wie die Kostenbasis bei Verrechnungs-
preisberechnungen im Allgemeinen zu definieren
ist und welche Kostenkategorien in den OECD-
Leitsätzen anerkannt werden. Diesmal gehen wir
einen Schritt weiter: Wir werden uns ansehen,
wie die Kostenbasis mit spezifischen Kosten für
die Auftragsfertigung zu füllen ist und was die
Steuerverwaltung und die Gerichte im Fall
Inventec (Czech), s.r.o. (Landgericht Brno Gz. 29 Af
56/2022 und anschließend das Oberste
Verwaltungsgericht Gz. 1 Afs 2/2025) zu sagen
haben.

Klassischer Auftragsfertiger und die Frage: 
Gehört das Material zur Kostenbasis?

Inventec CZ war als Hersteller mit
eingeschränkten Funktionen tätig und stellte für
die Muttergesellschaft Serverschränke für einen
Endkunden zusammen. In der Verrechnungs-
preisdokumentation argumentierte der Auftrags-
fertiger, dass sein Mehrwert hauptsächlich in
seinen Montagetätigkeiten lag, während die
wirtschaftlich bedeutsamen Funktionen und
Risiken im Zusammenhang mit dem Material von
der Gruppe getragen wurden; faktisch sollte seine

Rolle also die eines so genannten
"Lohnherstellers" sein. Zur Ermittlung seiner
Rentabilität wählte er daher den ROVAC-Indikator
(Return on Value Added Costs), der die
Materialkosten aus der Kostenbasis ausklammert
und nur auf den "wertschöpfenden" Kosten (wie
Löhnen und Produktionsgemeinkosten) basiert.

Die Steuerverwaltung und später auch die
Gerichte lehnten diese Konstruktion ab und
sprachen sich für die Verwendung des ROTC-
Indikators (Return on Total Costs) aus, der auf den
Gesamtkosten einschließlich Materialkosten
basiert. Der entscheidende Punkt war, dass
Inventec CZ formell Eigentümer des Materials war
und die damit verbundenen Risiken trug,
insbesondere das Risiko der Bestandsver-
schlechterung und möglicher Verluste. Wenn in
der Verrechnungspreisdokumentation behauptet
wird, dass der Hersteller kein Materialrisiko trägt,
die Verträge und die tatsächliche Praxis aber das
Gegenteil zeigen, können die Materialkosten nicht
einfach von der Kostenbasis ausgeschlossen
werden.

Wie die Steuerverwaltung die Materialmarge 
"verwässert" hat

Interessanterweise haben die Steuerbehörden

und die Gerichte Inventec CZ nicht einmal auf den
Teil der Kostenbasis, der den Materialkosten
entspricht, den vollen Marktaufschlag auferlegt.
Auf der Grundlage einer Funktions- und
Risikoanalyse stellten sie fest, dass das
tschechische Unternehmen nur etwa 24,62 % der
Funktionen, Risiken und Vermögenswerte trägt,
die mit dem Eigentum und Besitz der Materialien
verbunden sind, während der verbleibende Anteil
der Muttergesellschaft zuzurechnen ist.
Dementsprechend reduzierten sie den geforder-
ten Aufschlag auf den "materiellen" Teil der
Kostenbasis auf etwa 24 % des gesamten
Marktaufschlags, was zu einer Art "Hybrid" führte:
ein ROTC-Indikator, der auf die Gesamtkosten
angewandt wird, aber mit einem reduzierten
Aufschlag auf die materielle Komponente, der die
tatsächliche Verteilung der Funktionen und
Risiken besser widerspiegelt.

Dieser Ansatz zeigt, dass die Wahl der Kostenbasis
und des Rentabilitätsindikators nicht "alles oder
nichts" sein muss - auch bei der Anwendung von
ROTC kann (nicht nur) die Steuerverwaltung die
Situation berücksichtigen, in der die geprüfte
Einheit nicht die volle Last der Geschäftsrisiken für
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einen Teil der Kosten (z. B. Material) trägt. In der
Praxis wurden also im Fall Inventec CZ zwei
aufeinander folgende Schritte angewandt: Im
ersten Schritt bestand die Steuerverwaltung
darauf, die Materialkosten in die Kostenbasis
einzubeziehen, und im zweiten Schritt passte sie
den Marktaufschlag auf den materiellen Teil der
Kostenbasis an, um die Aufteilung von
Funktionen, Risiken und Vermögenswerten
zwischen dem tschechischen Unternehmen und
der Muttergesellschaft widerzuspiegeln.

Formale Eigentümerschaft vs. Funktionsanalyse

Die Inventec-Urteile unterstreichen die Notwen-
digkeit der Übereinstimmung von Form und
Inhalt. Das Unternehmen stellte sich in der
Verrechnungspreisdokumentation als "risikoar-
mer„ Auftragsfertiger dar, der das Material nur
physisch verarbeitet und keine nennenswerten
Geschäftsrisiken trägt, aber die rechtliche und
vertragliche Struktur, insbesondere das Eigentum
an Vorräten und die Verantwortung hierfür ,
entsprach dieser Beschreibung nicht vollständig.
Das Gericht kam daher zu dem Schluss, dass eine
interne Beschreibung oder eine Konzernpolitik
nicht ausreicht, um das Material aus der

Kostenbasis auszuschließen - es ist auch eine
angemessene vertragliche und faktische
Zuweisung von Funktionen, Vermögenswerten
und Risiken erforderlich.

Mit anderen Worten: Wenn ein Steuerzahler nur
mit "wertschöpfenden" Kosten arbeiten will, muss
er die Risikozuweisung nicht nur in der
Dokumentation, sondern auch in Verträgen,
Bestellvorgängen und Einstellungen zur
Verantwortung für die Vorräte widerspiegeln. Die
bloße Feststellung, dass das wesentliche Risiko
"bei der Gruppe" liegt, reicht nicht aus, wenn die
tatsächlichen Verhältnisse etwas anderes
vermuten lassen.

Praktische Implikationen für die Festlegung der
Kostenbasis

Der Fall Inventec bietet einige praktische
Empfehlungen für in der Tschechischen Republik
tätige Auftragsfertiger:

▪ Vor der Wahl einer Rentabilitätskennzahl (z. B.
ROVAC vs. ROTC) ist eine ehrliche Funktions-
analyse vorzunehmen und zu prüfen, ob es
vertretbar ist, Material überhaupt aus der
Kostenbasis auszuschließen; wenn der
Hersteller das Risiko trägt, Materialbestände

und unfertige Erzeugnisse zu besitzen, wird die
Finanzverwaltung eine Kostenbasis bevorzugen,
die Material einschließt.

▪ Die Vertragsunterlagen sollten die tatsächliche
Risikozuweisung klar widerspiegeln - wenn
Material wirtschaftlich "gruppiert" werden soll,
empfiehlt es sich, Verträge, faktische
Verantwortlichkeiten und Rechnungsabläufe
entsprechend anzupassen.

▪ Das Benchmarking muss der gewählten
Kostenbasis angemessen sein; wenn mit
"Mehrwert"-Kosten gearbeitet wird, müssen
die Auswahl der Vergleichsunternehmen und
die Konstruktion der Indikatoren entsprechend
angepasst werden, da sonst der gesamte
Vergleich in Frage gestellt werden kann.

Schlussfolgerungen für die Verrechnungs-
preisdokumentation

Die Urteile in der Rechtssache Inventec CZ
bestätigen, dass die Frage, "was in die Kostenbasis
gehört", nicht nur eine technische Entscheidung
ist, sondern das Funktionsprofil des zu prüfenden
Unternehmens direkt widerspiegelt. Die tschechi-
sche Steuerverwaltung und die Gerichte werden 11
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die Verrechnungspreisdokumentation sorgfältig
mit den vertraglichen Rahmenbedingungen und
dem tatsächlichen Verlauf der Transaktionen
abgleichen und können die gewählte Kostenbasis
und die Höhe des Aufschlags im Falle von
Widersprüchen ablehnen.

Für die Steuerzahler - Produzenten bedeutet dies,
dass es nicht ausreicht, eine "korrekt berechnete"
Marge nach der gewählten Methode zu haben,
sondern dass ebenso sorgfältig darauf geachtet
werden muss, dass die Kostenbasis mit Kosten
gefüllt wird, die den tatsächlich übernommenen
Funktionen und Risiken entsprechen. In einem
zukünftigen Newsletter werden wir uns daher mit
anderen Situationen befassen, in denen die
Zusammensetzung der Kostenbasis tendenziell
fragwürdig ist - z. B. bei Stillstandskosten,
Umstrukturierungen oder geteilten Diensten
innerhalb einer Gruppe.
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MITTEILUNG DER GENERALFINANZDIREKTION (GFD) ÜBER DIE MEHRWERTSTEUER AUF 
UNBEWEGLICHE SACHEN

Mitte Januar 2026 hat die Generalfinanzdirektion
(GFD) die lang erwartete Mitteilung über die
Anwendung der Mehrwertsteuer auf unbe-
wegliche Sachen beginnend mit dem 01.07.2025
(nachfolgend nur die „Mitteilung“ genannt)
herausgegeben. Im Vergleich zu den früheren
Mitteilungen der GFD ist dieses Dokument
umfassender und folgt in vielen Punkten der
Rechtsprechung des EuGH und der tschechischen
Gerichte, deren Schlussfolgerungen von der GFD
in die Mitteilung eingearbeitet wurden. Die
Novellierung des Umsatzsteuergesetzes selbst, die
für alle seit dem 01.07.2025 getätigten
Lieferungen von unbeweglichen Sachen gilt,
wurde bereits in unserem früheren Newsletter
ausführlicher behandelt. Wir geben nun einen
Überblick über einige Bereiche, die wir in der
neuen Mitteilung besonders zu beachten
empfehlen.

Baugrundstück

Mit Ausnahme von Baugrundstücken sind
Grundstücke in der Regel von der Umsatzsteuer
befreit oder werden wie ein Gebäude behandelt,
mit dem sie eine funktionale Einheit bilden.

Nach der Novellierung und der Rechtsprechung
des EuGH akzeptiert die GFD, dass es sich nicht
um Bauland handelt, wenn das Grundstück auf
Grund technischer, brandschutzrechtlicher und
sonstiger Vorschriften, z.B. wegen des
Vorhandenseins von Schutzzonen, nicht bebaut
werden kann. Die Mitteilung geht jedoch nicht auf
die Frage ein, wie groß diese Zonen in Bezug auf
ihre Größe oder ihre Lage auf dem Grundstück
sind. Außerdem wird die Möglichkeit stark
relativiert, dass die Verpflichtung des Käufers, das
Grundstück nicht zu bebauen, bei der Beurteilung,
dass es sich nicht um Bauland handelt, eine Rolle
spielen könnte.

Es kann ein Baugrundstück sein, auch wenn sich
zum Zeitpunkt dessen Lieferung nur die
Fundamente eines Bauwerks darauf befinden. Die
Mitteilung befasst sich auch mit den Kriterien für
die Beurteilung, ob es sich um die Lieferung von
Bauland oder um die Lieferung eines Bauwerks
handelt, wenn es sich um die Lieferung von
Grundstücken handelt, auf denen sich ein zum
Abriss vorgesehenes Bauwerk befindet.

Steuerbefreiung für die Lieferung von 
unbeweglichen Sachen 

Die Fertigstellung eines Bauwerks, das durch ein
festes Fundament mit dem Boden verbunden ist,
löst die Anwendung der 23-monatigen Frist für die
Anwendung der Steuerbefreiung (siehe unten)
auch in Bezug auf das Grundstück aus, das mit
dem Bauwerk eine funktionale Einheit bildet.
Wesentlich für das Bestehen des Bauwerks ist,
dass es so mit dem Boden verbunden ist, dass es
nicht ohne weiteres abgebaut oder verlegt
werden kann. In der Mitteilung werden Kriterien
wie der Bedarf an Fachkenntnissen und
Werkzeugen, die Zeit und die Kosten des Abbaus
oder der Verlegung genannt, die auch bei
Mobilheimen zu berücksichtigen sind.

Wir erinnern Sie daran, dass seit dem 01.07.2025
die Bedingungen, unter denen die Steuer-
befreiung für die Übertragung von fertiggestellten
Bauwerken und Wohneinheiten gilt, grundlegend
geändert wurden. Nur die erste Lieferung von
ausgewählten fertiggestellten unbeweglichen
Sachen ist steuerpflichtig, wenn sie vor Ablauf des
vor Ablauf des 23. Monates nach dem Monat
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23. Monates nach dem Monat der Fertigstellung
erfolgt. Jede weitere Lieferung ist bereits
steuerfrei.

Bevor die ausgewählte unbewegliche Sache als
fertiggestellt gilt, ist jede einzelne Lieferung einer
solchen noch nicht fertiggestellten unbeweglichen
Sache eine steuerpflichtige Lieferung. Eine
unbewegliche Sache gilt an dem Tag als
fertiggestellt:

▪ an dem die erste Bauabnahmeentscheidung
(ggf. die Bauabnahmezustimmung) in Kraft
getreten ist; oder

zu dem Zeitpunkt, zu dem die Voraussetzungen
für den Dauernutzung erfüllt sind, wenn keine
Bauabnahmeentscheidung erteilt wird.

Da sich die Bauvorschriften im Laufe der Zeit
geändert haben, ist das Vorliegen der
Voraussetzungen für die dauerhafte Nutzung
eines Bauwerks zu verschiedenen Zeitpunkten an
unterschiedliche Tatsachen geknüpft, wobei
grundsätzlich eine der folgenden Tatsachen
ausschlaggebend sein kann und die zu diesem
Zeitpunkt geltenden Rechtsvorschriften

berücksichtigt werden müssen:

▪ die bloße Absicht des Bauherrn, das Bauwerk
zu nutzen,

▪ die Zustimmung der Baubehörde, wenn die
Mängel, wegen derer die Baubehörde die
Nutzung des Bauwerks untersagt hat, beseitigt
worden sind,

▪ die Einhaltung der bauordnungsrechtlichen
Vorschriften, einschließlich der Durchführung
der vorgeschriebenen Prüfungen und
Abnahmen,

▪ die Anzeige der Fertigstellung des Bauwerks,
die Zuteilung einer Konskriptionsnummer oder
die Aufnahme der Nutzung des Bauwerks usw.

Diese Regelung gilt auch für geringfügige Bauten,
die nicht bauabnahme- und bauvorhabens-
pflichtig sind.

Ein unbewegliches Vermögen gilt nicht als
fertiggestellt, wenn nur ein Teil davon
fertiggestellt wurde (z. B. eine Wohn- oder
Nichtwohneinheit in einem Gebäude). Wird
jedoch eine fertiggestellte Wohneinheit in einem

noch nicht fertiggestellten Gebäude geliefert, wird
der Verkauf der Wohneinheit gesondert
behandelt, und es beginnt die Haltefrist ab ihrer
gesonderten Fertigstellung.

Wird an einer fertig gestellten Immobilie
anschließend eine wesentliche Änderung
vorgenommen, beginnt der Freistellungszeitraum
(die Haltefrist) von neuem. Als wesentliche
Änderung gilt eine Änderung, die dazu dient, die
Nutzung oder die Belegungsbedingungen zu
ändern, und deren Kosten ohne MwSt. 30 % der
Steuerbemessungsgrundlage der unmittelbar
anschließenden Lieferung übersteigen.

Der Begriff der wesentlichen Änderung umfasst
zwei mögliche Situationen:

▪ eine Änderung der Nutzung des Bauwerks:
Dabei kann es sich z. B. um bauliche
Veränderungen handeln, durch die das
Bauwerk eines Beherbergungsbetriebs in ein
Wohnhaus usw. umgewandelt wird, nicht
jedoch um eine bloße Wiederbauabnahme
ohne bauliche Eingriffe,
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▪ Änderung der Nutzungsbedingungen des
Bauwerks: Nach der GFD kann es sich dabei um
die Isolierung des Gebäudes, die Modernisie-
rung der Heizungsanlage, den Einbau eines
Aufzugs, die Änderung der Innenaufteilung
(Trennwände), den Ersatz des Gipskartonkerns
durch Mauerwerk, die Sanierung von feuchtem
Mauerwerk, die Reparatur von Dach, Fenstern
und Fassade zur Verlängerung der Lebensdauer
des Gebäudes usw. handeln.

Für die Definition einer wesentlichen Änderung ist
es nicht entscheidend, ob die Bauänderungen
bauseitig abgenommen oder von der Baubehörde
genehmigt werden müssen.

Mehrwertsteuersätze

Für die Feststellung, ob es sich bei einem Bauwerk
um ein Wohngebäude handelt (mit Auswirkungen
auf die Mehrwertsteuersätze für Bau- und
Montage-/Installationsarbeiten), ist seit dem
01.07.2025 die Eintragung im RÚIAN (Register für
Gebietsidentifikation, Adressen und Immobilien)
maßgeblich. Eine tatsächliche Nutzung, die der
Eintragung widerspricht, hat keine Auswirkungen

auf die Mehrwertsteuer. Die Änderung
vereinfacht die Praxis und verringert
Streitigkeiten, legt aber auch Wert darauf, dass
die Register auf dem neuesten Stand gehalten
werden.

Mit der Gesetzesnovellierung wurde die Defi-
nition eines Wohngebäudes, das als Gebäude für
den sozialen Wohnungsbau gilt, erweitert. Es
reicht nun aus, wenn mehr als die Hälfte der
Geschossfläche auf Wohnungen mit einer Fläche
von bis zu 120 qm entfällt, so dass nicht alle
Wohnungen in dem Gebäude unter dieser Grenze
liegen müssen. In der Praxis bedeutet dies, dass
die Anwendung des ermäßigten MwSt.-Satzes auf
eine größere Anzahl von Projekten ausgeweitet
wird. Bitte beachten Sie auch die neue Methodik
zur Berechnung der Geschossfläche, die
Gegenstand des Anhangs zu der Mitteilung ist.

Zusammenfassung und Empfehlungen

Im Hinblick auf die neue Gesetzesregelung
empfehlen wir, insbesondere die folgenden Ände-
rungen bei der Anwendung der Mehrwertsteuer
im Immobiliensektor zu beachten:

▪ Nur die erste Lieferung einer Immobilie ist
innerhalb von 23 Monaten nach Fertigstellung
umsatzsteuerpflichtig,

▪ eine weitere Besteuerung des Verkaufs einer
Immobilie kann durch eine wesentliche
Änderung der Immobilie ausgelöst werden,
wenn die Kosten für diese Änderungen ohne
MwSt. 30 % der Steuerbemessungsgrundlage
der unmittelbar darauf folgenden Lieferung
übersteigen, unabhängig davon, ob die Bau-
änderungen einer Baugenehmigung bedürfen,

▪ bei der Anwendung der Mehrwertsteuersätze
muss auf die Eintragung im RÚIAN geachtet und
eine Korrektur veranlasst werden, wenn die
Tatsache nicht mit der Eintragung im Register
übereinstimmt,

▪ die Berechnung der Geschossfläche hat nach
einer neuen Methodik zu erfolgen.
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VERHALTEN SIE SICH UMWELTFREUNDLICH UND KOSTENEFFIZIENT UND ERWERBEN SIE 
PHOTOVOLTAIKANLAGEN?

Wenn Sie als Unternehmen – juristische Person
Photovoltaikanlagen für das Dach oder die Wand
eines Produktions- oder Bürogebäudes
angeschafft haben oder anschaffen wollen, haben
wir für Sie die relevanten steuerlichen und
bilanziellen Auswirkungen kurz zusammengefasst.

Bei der Anschaffung einer Photovoltaikanlage ist
es, wie bei anderen Anlagegütern auch, wichtig zu
bestimmen, wann die Ausgaben zu den laufenden
Kosten gehören und wann sie in die Anschaf-
fungskosten des Vermögensgegenstandes
eingehen. Dieser entscheidende Zeitpunkt ist die
Entscheidung, eine PV-Anlage mit bestimmten
Parametern zu erwerben und zu installieren.
Ausgaben, die vor diesem Zeitpunkt anfallen, sind
Ausgaben der laufenden Periode. Ausgaben, die
nach der Entscheidung des Unternehmens, die
PV-Anlage zu erwerben und zu installieren,
getätigt werden, gehen in die Anschaffungs- und
Herstellungskosten des Anlageguts (Anlage-
vermögen) ein. Allerdings sind nicht unbedingt
alle Ausgaben, z. B. die Ausgaben für die Beratung
zur Erlangung eines Zuschusses (unabhängig
davon, ob die Beratung vor oder nach dem Erwerb

der PV-Anlage erfolgt ist), Ausgaben der
laufenden Periode. Wenn Sie sie vorsichtshalber
in die Kosten des Anlagevermögens einbezogen
haben, dürfte die Steuerverwaltung diese Praxis
nicht beanstanden.

Sie werden die Debatte im Jahr 2025 darüber
verfolgt haben, wie die verschiedenen
Komponenten der Aufdach-PV-Anlage eigentlich
einzuordnen sind. Man muss sagen, dass die
Debatte heute noch andauert, und erst die lang
erwartete Information der Steuerverwaltung zu
diesem Thema wird Gewissheit bringen, aber
leider ist noch nicht bekannt, wann sie das Licht
der Welt erblicken wird. Das, was wir bisher
wissen, fassen wir zusammen:

▪ Man muss in erster Linie zwischen der
Konstruktion und der Technik unterscheiden.

▪ Der bauliche Teil stellt die technische
Aufwertung des Gebäudes dar, mit dem er fest
verbunden ist (Anmerkung: Der bauliche Teil
der PV-Anlage, der lose auf einem Flachdach
verlegt und nur belastet wird, ist ein separates
Wirtschaftsgut, das in Abschreibungsgruppe 3
abgeschrieben wird).

▪ Der technologische Teil wird als eine Gruppe
von Wirtschaftsgütern klassifiziert und
entsprechend dem Hauptgegenstand abge-
schrieben (in der Regel in Abschreibungsgruppe
2), oder Sie können sich dafür entscheiden, die
einzelnen Komponenten des technologischen
Teils separat zu klassifizieren. In diesem Fall
muss jedoch jede Komponente unabhängig
funktionieren, was in der Praxis schwer zu
beurteilen sein kann.

▪ Wenn sich die PV-Anlagen auf mehreren
Dächern befinden, ist es entscheidend, ob jede
PV-Anlage auf jedem Dach einen eigenen
Wechselrichter hat. Ist dies der Fall, ist jede PV-
Anlage (Technologie) ein separates
Wirtschaftsgut. Wenn es einen Wechselrichter
für alle Dächer gibt, handelt es sich um eine
einzige Anlage.

▪ Es ist nicht notwendig, den baulichen und den
technologischen Teil aufzuteilen, wenn die PV-
Anlage direkt das Dach oder die Fassade des
Gebäudes bildet und eine Voraussetzung für
den Bauabnahmebescheid ist. In einem solchen 16
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fall sollten die Kosten der PV-Anlage in den
Anschaffungspreis des Gebäudes, auf dem sie
installiert ist, einbezogen werden.

▪ Batterien - Pufferbatterien haben im Allgemei-
nen einen separaten Verwendungs-zweck (z. B.
können sie auf Spotpreise reagieren und
Käufe/Verkäufe tätigen) und werden als
separates Wirtschaftsgut in Abschreibungs-
gruppe 2 eingestuft.

Und wann ist der richtige Zeitpunkt für den
Beginn der steuerlichen und handelsrechtlichen
Abschreibung? Nach den Rechnungslegungs-
vorschriften, von denen die Steuergesetzgebung
in dieser Frage nicht abweicht, ist dies der
Zeitpunkt, zu dem alle technischen und
wirtschaftlichen Voraussetzungen für die Nutzung
des Wirtschaftsguts erfüllt sind und die gesetzlich
vorgeschriebenen Nutzungspflichten erfüllt sind.
Im Falle der zu erwerbenden PV-Anlagen ist es
also der spätere der beiden Zeitpunkte:

▪ die Ausstellung des PPP-Protokolls für den
ersten parallelen Anschluss der PV-Anlage an
das Netz, oder

▪ der Zeitpunkt des Wirksamwerdens der von der
Energiebehörde erteilten Genehmigung - falls
erforderlich (die Genehmigung wird am 15. Tag
nach der Aushändigung wirksam, es sei denn,
der Antragsteller verzichtet auf das Recht auf
Einspruch).

Und was ist, wenn Sie einen Zuschuss beantragt 
haben?

Wie bereits erwähnt, sollte eine subventions-
bezogene Beratung eine gewöhnliche Ausgabe
des Zeitraums sein, in dem sie anfällt (sie ist nicht
objektbezogen, sondern nur subventionsbezogen,
sie ist de facto eine Förderberatung). Wenn Sie
jedoch den Anschaffungspreis der PV-Anlage
einkalkuliert haben, sollte dies von den
Steuerbehörden nicht beanstandet werden.

Ein Investitionszuschuss verringert die Anschaf-
fungskosten des Wirtschaftsguts, auf das er sich
bezieht. In diesem Zusammenhang ist es wichtig,
die Subventionsbedingungen zu lesen, um
festzustellen, ob die Subvention nur für die
Anschaffung des Technologieteils gewährt wird -
dann wird sie sich nur in einer Verringerung des

Kaufpreises der Technologie niederschlagen
(wenn Sie die Technologie nicht als Bündel,
sondern als mehrere Wirtschaftsgüter einbezogen
haben, müssen Sie die Subventionsbedingungen
besonders sorgfältig lesen). Wird die Förderung
sowohl für die Anschaffung als auch für die
Installation der PV-Anlage gewährt, so ist es
angemessen, den Kaufpreis der Technik und der
Bauteile aliquot zu kürzen, z.B. nach dem
Kaufpreisverhältnis. Wann ist der Preisnachlass
also zu berücksichtigen? Dann, wenn das
Unternehmen mit Sicherheit weiß, dass es eine
Subvention in einer bestimmten Höhe erhalten
wird. Es ist ein Fehler, mit der Verbuchung des
Zuschusses zum Zeitpunkt des Antrags oder der
Zusage zu beginnen, da der Zuschuss kein
Rechtsanspruch im Sinne des § 14 Abs. 1 des
Gesetzes Nr. 218/2020 GBl. über Haushalts-
vorschriften ist.

Wird der Zuschuss gewährt, nachdem das
Wirtschaftsgut in Betrieb genommen wurde und
die Abschreibung begonnen hat, sind die
steuerlichen Auswirkungen prospektiv, d. h. sie 17
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betreffen nur die künftige steuerliche Abschrei-
bung, nicht die bereits in Anspruch genommene.
Das Gleiche gilt, wenn die Subvention durch eine
Entscheidung der Behörde nach einem
bestimmten Zeitraum gestrichen wird - die Ent-
scheidung, die Subvention zu streichen, stellt die
Tatsache nicht in Frage, dass Sie die Subvention
für einen bestimmten Zeitraum rechtmäßig hätten
nutzen können.

Das tschechische Rechnungslegungsrecht regelt
diese Situationen nicht ausdrücklich; Unter-
stützung und praktische Anwendung finden sich in
den Interpretationen I-27 und I-28 des Nationalen
Rechnungslegungsrates.

Aus buchhalterischer Sicht müssen bei der nach-
träglichen Erfassung des Investitionszuschusses
die Anschaffungs- oder Herstellungs-kosten des
betreffenden Vermögensgegenstandes reduziert
und gleichzeitig die bereits vorgenommenen
kumulierten Abschreibungen so angepasst wer-
den, als ob der Vermögensgegenstand von Anfang
an mit den reduzierten Kosten abgeschrieben
worden wäre. Die Differenz wird im Gewinn oder
Verlust der laufenden Periode berücksichtigt.

Ebenso sind bei einer späteren Rückzahlung des
Zuschusses die Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten und die kumulierten Abschreibungen so
anzupassen, als ob der Zuschuss nie erhalten
worden wäre; die Auswirkung geht zu Lasten der
laufenden Periode.

Handelt es sich bei der Korrektur um die
Berichtigung eines Fehlers (z. B. wenn die
Prüfbehörde feststellt, dass Sie in den
Bedingungen des Zuschusses falsche Angaben
gemacht haben), wird sie rückwirkend gegen das
Eigenkapital verrechnet. Aus steuerlicher Sicht ist
dann zu erwägen, eine ergänzende Körperschaft-
steuererklärung einzureichen, in der eine höhere
steuerliche Abschreibung vorgenommen wird. Der
Schlüssel zur korrekten buchhalterischen und
steuerlichen Behandlung liegt also in der
Unterscheidung, ob es sich um einen neuen
Sachverhalt oder um die Korrektur eines Fehlers
aus einem früheren Zeitraum handelt.

Was ist mit der Cybersicherheit? Dies kann auch
Sie betreffen!

Neben steuerlichen und buchhalterischen Erwä-

gungen müssen beim Erwerb einer PV-Anlage
auch die rechtlichen Auswirkungen im Bereich der
Cybersicherheit berücksichtigt werden. Seit dem
01. November 2025 ist das Gesetz Nr. 264/2025
GBl. über Cybersicherheit in Kraft, das die
europäische NIS-2-Richtlinie umsetzt. Das Gesetz
gilt für Anbieter sogenannter regulierter Dienste,
deren Liste in der Bekanntmachung Nr. 408/2025
GBl. über regulierte Dienste enthalten ist.

Wann ist die Erzeugung von Strom aus 
Photovoltaik eine regulierte Dienstleistung?

In Ziff. 2.1 des Anhangs der Bekanntmachung Nr.
408/2025 GBl. wird die Stromerzeugung als
regulierte Dienstleistung im Sinne des
Energiewirtschaftsgesetzes (Gesetz Nr. 458/2000
GBl.) definiert, jedoch mit Ausnahme der
Stromerzeugung in einer Anlage für erneuerbare
Energien mit einer installierten elektrischen
Gesamtleistung von bis zu 1 MW. Wenn Sie also
eine PV-Anlage mit einer installierten Leistung
von bis zu 1 MW betreiben und nur eine Lizenz für
die Stromerzeugung besitzen, unterliegen Sie in
diesem Punkt nicht der Regulierung nach dem
neuen
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neuen Cybersicherheitsgesetz. Nur die Erzeugung
von Strom aus einer PV-Anlage mit einer
installierten elektrischen Gesamtleistung von
mehr als 1 MW ist ein regulierter Dienst nach Ziff.
2.1.

Bitte beachten Sie: Die Ausnahme für PV-
Anlagen bis zu 1 MW gilt nur für die Erzeugung 
von Strom

Es muss betont werden, dass die oben genannte
Befreiung ausschließlich für die regulierte
Dienstleistung "Stromerzeugung" gemäß Ziff. 2.1
gilt. Die Bekanntmachung Nr. 408/2025 GBl.
definiert im Abschnitt "Energie - Elektrizität" eine
Reihe anderer regulierter Dienstleistungen (Ziff.
2.1 bis 2.10), die mit PV-Anlagen in Verbindung
stehen können und für die es keine Befreiung in
Verbindung mit der Kapazität der Anlage gibt.
Dazu gehören der Stromhandel (Ziff. 2.4), die
Stromaggregation (Ziff. 2.6), die Stromspeicherung
(Ziff. 2.7) oder der Betrieb von öffentlich
zugänglichen Ladestationen mit 50 oder mehr
Plätzen (Ziff. 2.9). Für alle diese Dienstleistungen
ist der Besitz der entsprechenden Bewilligung
nach dem Energiewirtschaftsgesetz (oder dem

Brennstoffgesetz) entscheidend. Die Leistung
einer PV-Anlage ist nicht relevant.

Auch die Größe des Unternehmens ist 
entscheidend

Der Besitz einer einschlägigen Lizenz/ 
Genehmigung nach dem Energiewirtschaftsgesetz
bedeutet jedoch nicht automatisch, dass Sie unter
die neue Cybersicherheitsverordnung fallen. Das
Cybersicherheitsgesetz erlegt die Pflicht zur
Registrierung eines regulierten Dienstes nur
Personen auf, die als mittlere oder große
Unternehmen im Sinne der Empfehlung
2003/361/EG der Europäischen Kommission
gelten. In das höhere Verpflichtungsregime fallen
Sie, wenn Sie ein Großunternehmen sind
(vereinfacht: 250 oder mehr Beschäftigte oder ein
Jahresumsatz von mehr als 50 Mio. Euro und eine
Jahresbilanzsumme von mehr als 43 Mio. Euro);
alternativ bei der Stromerzeugung, wenn Sie eine
Erzeugungsanlage mit einer Leistung von
mindestens 100 MW betreiben. Für mittlere
Unternehmen gilt dann die niedrigere
Verpflichtungsregelung (vereinfacht: 50 oder
mehr Beschäftigte oder ein Jahresumsatz und

eine Jahresbilanzsumme von über 10 Mio. EUR).
Klein- und Kleinstunternehmen fallen in der Regel
nicht unter diese Regelung. Wenn Sie mehr als
einen regulierten Dienst erbringen und
mindestens einer davon unter die höhere
Verpflichtungsregelung fällt, gilt für alle Ihre
regulierten Dienste die höhere Regelung.

Was ist zu tun, wenn Sie der Regulierung 
unterworfen sind?

Der erste Schritt ist die Meldung des regulierten
Dienstes an das Nationale Amt für Cyber- und
Informationssicherheit (NÚKIB) über das NÚKIB-
Portal (portal.nukib.gov.cz) innerhalb von 60
Tagen nach dem Datum, an dem die Bedingungen
für die Registrierung des regulierten Dienstes
erfüllt sind. Für Unternehmen, die zum Zeitpunkt
des Inkrafttretens des neuen Cybersicher-
heitsgesetzes am 01. November 2025 die Bedin-
gungen bereits erfüllten, lief diese Frist am 31.
Dezember 2025 ab. Wenn Sie diese Frist verpasst
haben, sollten Sie die Meldung unverzüglich
vornehmen. Innerhalb von einem Jahr nach
Zustellung des Registrierungsbeschlusses des 19
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NÚKIB müssen Sie Sicherheitsmaßnahmen gemäß
der entsprechenden Durchführungsverordnung
(Nr. 409/2025 GBl. für das höhere Regime, Nr.
410/2025 GBl. für das niedrigere Regime)
einführen und umsetzen, einschließlich insbe-
sondere der Risikoanalyse, der Sicherheitspolitik,
der Benennung verantwortlicher Personen, der
Vermögensverwaltung und der Meldung von
Cybersicherheitsvorfällen. Die Strafen für die
Nichteinhaltung der Pflichten, einschließlich der
Nichteinhaltung der Meldepflicht, können sich auf
bis zu 250 Mio. EUR. CZK oder 2 % des weltweiten
Nettojahresumsatzes, den das Unternehmen im
unmittelbar vorangegangenen Geschäftsjahr
erzielt hat, betragen.
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AKTUELLES IN LTA
LTA wurde 2011 mit der Absicht gegründet, Dienstleistungen
in den Bereichen Recht, Steuern, Wirtschaftsprüfung und
Buchhaltung anzubieten.

Unsere Einzigartigkeit beruht darauf, dass wir umfassende
Lösungen für all diese Bereiche anbieten, die miteinander
verknüpft sind und sich gegenseitig unterstützen.

Wir sind Mitglied in internationalen Netzwerken:

MGI WORLDWIDE, eines der 20 größten Netzwerke von
Steuer-, Wirtschaftsprüfungs-, Buchhaltungs- und Beratungs-
unternehmen, das weltweit über 9.000 Fachleute vertritt.

THE LAW FIRM NETWORK, ein seit 35 Jahren bestehendes

weltweites Netz von Mitgliedskanzleien. Es hat Mitglieder in

mehr als 50 Ländern und ein Netz von fast 80 weiteren

kooperierenden Kanzleien.

Dieser Newsletter ist kein Rechtsdokument und ersetzt keine
individuelle Rechts-, Steuer-, Buchhaltungs- oder sonstige Beratung.
Die hierin enthaltenen Informationen dienen nur als allgemeine
Orientierungshilfe und können durch Gesetzesänderungen, die
Anwendungspraxis oder die Umstände eines Einzelfalls beeinflusst
werden. Für spezifische Empfehlungen sollten Sie immer einen
Experten auf dem entsprechenden Gebiet konsultieren.

LTA, Lazarská 13/8, 120 00 Praha 2, Czech Republic

+420 246 089 010, LTA@LTApartners.com

www.LTApartners.com
FOLGEN SIE UNS AUF SOZIALE NETWERKE

MGI TALENT MEETING

Das von MGI Europe und MGI UK & Ireland veranstaltete 10.
jährliche Talent Meeting fand Anfang des Monats in London statt.
Die Veranstaltung brachte über 100 junge Berufstätige aus 26
Unternehmen in 14 Ländern Europas, Großbritanniens und Irlands
zusammen, um 24 Stunden voller Austausch und Weiterbildung zu
erleben.

ELSA JOB FAIR
Wir konnten die jährliche Job Fair (dieses Jahr die 26.) nicht verpassen,
die Anfang März von der European Law Students Association (ELSA) im
Atrium der Juristischen Fakultät der Karls-Universität in Prag organisiert
wurde. Wie jedes Jahr zog die Veranstaltung viele Studenten und
Absolventen der Fakultät an.

Wir haben für die Wirtschaftskammer Österreich im Rahmen
des Business-Frühstücks „Steuer Update 2026“ im Jalta
Boutique Hotel ein Seminar zu Steuerneuigkeiten und
Vergütungstransparenz vorbereitet. Lenka Pazderová, Alexander
Novák und Alice Mlýnková präsentierten den Kunden der
Kammer die neuesten Informationen..

http://www.linkedin.com/company/lta-legal-tax-audit
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